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1.	 Einleitung
Flight Risk (dt.: „Fluchtgefahr“) ist ein von der Europäischen Kommission 
finanziertes Projekt unter der Leitung von Fair Trials, in dem untersucht wird, 
wie Entscheidungsträger:innen die Fluchtgefahr einschätzen, wenn eine 
Untersuchungshaft in Erwägung gezogen wird.  Das Gesamtprojekt untersucht 
die nationalen Erfahrungen von fünf EU-Mitgliedstaaten (Österreich, Belgien, 
Bulgarien, Irland und Polen) bei der Berücksichtigung von Fluchtgefahr 
als Grund für Untersuchungshaft. Die Studie umfasst eine vergleichende 
Analyse der nationalen Berichte im Zusammenhang mit einer Überprüfung 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) sowie der verfügbaren Daten und wissenschaftlichen Untersuchungen 
zur Fluchtgefahr. Aus den Schlussfolgerungen der Forschung leiten sich 
Empfehlungen ab, die sich sowohl an politische Entscheidungsträger:innen auf 
regionaler und nationaler Ebene als auch an wichtige Interessengruppen richten. 

Fragen im Zusammenhang mit der Untersuchungshaft sind im Rahmen 
der Grundrechte der EU-Bürger:innen und der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit in Strafangelegenheiten von herausragender Bedeutung. 
Die Grundwerte der EU, das Recht auf Freiheit, die Unschuldsvermutung, 
der Zugang zu einer bzw. einem Anwält:in, ein ordnungsgemäßes Verfahren 
und die Inhaftierung als letztes Mittel, sind eng mit allen Überlegungen zur 
Untersuchungshaft verknüpft. Der übermäßige Einsatz von Untersuchungshaft 
untergräbt nicht nur diese Grundsätze, sondern trägt auch zu den EU-weiten 
und weltweiten Problemen der Überbelegung von Gefängnissen bei, die sich 
auf die Haftbedingungen sowie auf die Gesundheit und Würde der Insass:innen 
auswirken.  

2.	Regionale Standards
Auf regionaler Ebene gibt es keine Rechtsvorschriften, die sich speziell 
mit der Untersuchungshaft und der Frage der Fluchtgefahr befassen. Die 
fehlende Harmonisierung der Vorschriften für die Untersuchungshaft hat 
zu sehr unterschiedlichen Ansätzen bei der Beurteilung der Fluchtgefahr in 
der EU geführt. Derart unterschiedliche Ansätze können das gegenseitige 
Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen, das die Grundlage 
für eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Strafangelegenheiten 
bildet. Ungeachtet der im Rahmen dieser Untersuchung festgestellten 
Gesetzeslücken hat der EGMR in einer Reihe von Fällen Normen entwickelt, die 
im Einklang mit Artikel 5 EMRK stehen. Diese Entscheidungen haben zusammen 
mit den Empfehlungen der Europäischen Kommission in Bezug auf die 
Untersuchungshaft und der Vielzahl von Verfahrensrechtsinstrumenten dazu 
beigetragen, Standards und Leitlinien für die Beurteilung von Untersuchungshaft 
und Fluchtgefahr zu entwickeln. Aus diesem Grund hat der EGMR bei der 
Abwägung von Untersuchungshaft und Alternativen zur Haft betont, wie wichtig 
ein ganzheitlicher und beweisgestützter Ansatz ist. Dazu ist es erforderlich, über 
die zur Last gelegten Straftaten hinaus auch den Charakter und die Umstände 
der oder des Angeklagten zu berücksichtigen. Nach der Rechtsprechung muss 
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jede Inhaftierung verhältnismäßig und erforderlich sein, um das angegebene Ziel 
zu erreichen, und es muss die Anwendung alternativer Maßnahmen in Betracht 
gezogen werden, mit denen Bedenken hinsichtlich der Fluchtgefahr ausgeräumt 
werden könnten. 

3.	 Das Verfahren zur Beurteilung der Fluchtgefahr
In vielen Mitgliedstaaten war die Wiederholungsgefahr der wichtigste Grund 
für die Anordnung von Untersuchungshaft, während Fluchtgefahr oft der 
nächsthäufigste Grund war. Im Rahmen der Forschungsprojekte ergaben sich 
Beispiele, in denen die Gründe austauschbar verwendet wurden, je nachdem, 
welcher Grund leichter zu beweisen oder schwieriger zu widerlegen war. 

In den Forschungsprojekten wurden die bei der Beurteilung der Fluchtgefahr 
angewandten Kriterien zusammengetragen, wobei sich herausstellte, dass 
zu den am häufigsten angewandten Kriterien die Art und Schwere der 
vorgeworfenen Straftat und das Nichtvorhandensein gesellschaftlicher 
Bindungen gehören. Auch die Frage nach früheren Verurteilungen und dem 
bisherigen Nichterscheinen vor Gericht in Verbindung mit der wahrscheinlichen 
Strafe, die bei einer Verurteilung verhängt werden würde, war meist Teil der 
Bewertung. Im Laufe der Recherchen stellte sich heraus, dass die nationalen 
Praktiken im Wesentlichen auf ein Ankreuzen von Kästchen hinausliefen, wobei 
formelhafte Begründungen verwendet wurden, die sich auf die Ausführungen 
der Staatsanwaltschaft stützten, und man sich nur ungern mit verfügbaren 
Alternativmaßnahmen auseinandersetzte.
 

4.	Die Forschungsergebnisse
Die Forschungsergebnisse lassen sich in drei Kernbereiche aufteilen. Erstens 
die diskriminierenden Auswirkungen der Kriterien, die bei der Beurteilung der 
Fluchtgefahr maßgeblich herangezogen werden, zweitens die Bedeutung der 
Verfahrensrechte in der Phase der Bewertung der Untersuchungshaft und 
drittens die mangelnde Bereitschaft der Entscheidungsträger:innen, alternative 
Maßnahmen anstelle der Untersuchungshaft anzuwenden. Sie werden im 
Folgenden der Reihe nach betrachtet. 

Im Rahmen der Forschungsprojekte wurde immer wieder darauf hingewiesen, 
dass bei der Beurteilung der Fluchtgefahr die gemeinschaftlichen Bindungen 
und die Staatsangehörigkeit als Kriterien überbewertet werden und dass dies 
diskriminierende Auswirkungen auf die Untersuchungshaft hat. Bestimmte 
Gruppen sind in der Untersuchungshaft übermäßig stark vertreten. Das 
Erfordernis eines festen Wohnsitzes und gemeinschaftlicher Bindungen ist so 
stark in die Beurteilung der Fluchtgefahr eingebettet, dass es für obdachlose 
Menschen unmöglich ist, die Anforderungen für alternative Maßnahmen 
zu erfüllen, und sie daher fast automatisch als fluchtgefährdet eingestuft 
werden. Ebenso wurden Personen in einer prekären sozioökonomischen 
Situation eher in Untersuchungshaft genommen. Allen an der Untersuchung 
teilnehmenden Mitgliedstaaten gemeinsam war die Tatsache, dass ausländische 
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Staatsangehörige aufgrund ihrer Bindungen im Ausland und der damit 
verbundenen fehlenden Möglichkeit, gemeinschaftliche Bindungen im Land der 
Strafverfolgung nachzuweisen, ebenfalls eher als fluchtgefährdet eingestuft 
wurden. 

Ein kontinuierlicher Faden während der gesamten Studie war die entscheidende 
Rolle der Verfahrensrechte im Untersuchungshaftverfahren. Es zeigte 
sich, dass dort, wo ein effektiver und sinnvoller Zugang zu einer bzw. einem 
Verteidiger:in ab der Festnahme und bei den Vorverhandlungen möglich war, 
die Wahrscheinlichkeit der Durchführung alternativer Maßnahmen größer war. 
Während der Zugang zu einer bzw. einem Rechtsanwält:in in der Anfangsphase 
eines der am häufigsten genannte Verfahrensrechte in diesem Zusammenhang 
war, wurden auch die Unabhängigkeit der Justiz und der Zugang zu einem 
wirksamen Rechtsbehelf hervorgehoben. 

Ein weiteres Merkmal des Forschungsprojekts war der übermäßige Einsatz von 
Untersuchungshaft zugunsten von Alternativmaßnahmen. Mit Ausnahme von 
Irland, wo Kautionen und alternative Maßnahmen der Untersuchungshaft eher 
vorgezogen wurden, zeigten die anderen teilnehmenden Mitgliedstaaten eine 
überwältigende Abneigung gegenüber der Anwendung alternativer Maßnahmen. 
Die Forschungsprojekte ergaben, dass dieser mangelnde Zuspruch für alternative 
Maßnahmen in der Regel auf mangelndem Vertrauen in deren Wirksamkeit und auf 
mangelnder Kenntnis der auf regionaler Ebene bestehenden Maßnahmen, z. B. 
der Europäischen Überwachungsanordnung (European Supervision Order; ESO), 
beruht. Die ESO sieht eine grenzüberschreitende Überwachung von Personen, 
die einer Straftat beschuldigt werden, durch die Behörden als Alternative zur 
Untersuchungshaft vor und zielt direkt darauf ab, sich mit der unverhältnismäßig 
hohen Zahl ausländischer Staatsangehöriger in Untersuchungshaft zu befassen. 

Während diese Trends während der gesamten Forschung in den Vordergrund 
traten, wurde ein Mangel an klaren statistischen Daten als Problem sowohl in 
Bezug auf die Fluchtgefahr als Grund für die Untersuchungshaft auf nationaler 
Ebene (mit Ausnahme von Spanien und Deutschland) als auch auf regionaler 
Ebene festgestellt.

5.	Empfehlungen
Nachdem die Praxismuster identifiziert wurden, die zu einer verstärkten 
Inanspruchnahme von Untersuchungshaft im Zusammenhang mit Fluchtgefahr 
führen, formuliert die Forschung nun Empfehlungen, um diese Ergebnisse 
direkt anzugehen. Die Empfehlungen richten sich an die EU-Gesetzgebung, 
nationale Gesetzgebungen und Praktiker:innen, einschließlich Richter:innen, 
Strafverteidiger:innen und Staatsanwält:innen. 

5.1.  EU-Gesetzgebung
Zwei problematische Aspekte wurden im Zusammenhang mit der Beurteilung 
der Fluchtgefahr und der Untersuchungshaft ermittelt. Erstens hat die 
fehlende Harmonisierung der Vorschriften zur Untersuchungshaft zu sehr 
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unterschiedlichen Ansätzen bei der Beurteilung der Fluchtgefahr in der EU 
geführt. Diese unterschiedlichen Ansätze können das gegenseitige Vertrauen 
zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen, was die grenzüberschreitende 
strafrechtliche Zusammenarbeit untermauert. Ungeachtet der im Rahmen dieses 
Forschungsprojekts ermittelten Gesetzeslücken haben die Rechtsprechung des 
EGMR und die Empfehlungen der Europäischen Kommission zur Entwicklung 
von Standards und Instrumenten im Einklang mit Artikel 5 EMRK und den damit 
verbundenen Grundprinzipien geführt. Diese identifizierten Standards könnten 
als Ausgangspunkt für die folgenden Maßnahmen dienen. 

Zweitens: Ein mangelnder Einsatz alternativer Maßnahmen für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die vorgerichtliche Überwachung. 
Um diese beiden Kernthemen anzugehen, werden folgende Empfehlungen auf 
regionaler Ebene vorgeschlagen: 

•	 Die Kodifizierung und Harmonisierung der in der EU bestehenden 
Standards für die Untersuchungshaft. Insbesondere geht es um die 
zulässigen Gründe für die Anordnung der Untersuchungshaft und die 
Anwendung verfügbarer Alternativen sowie darum, wie diese am besten 
genutzt werden können, um den Erfordernissen des jeweiligen Falles 
gerecht zu werden. 

•	 Die Verbesserung der Kommunikation und des Informationsaustauschs 
zwischen den Mitgliedstaaten durch die Bereitstellung praktischer 
Leitlinien für die Anwendung der Europäischen Überwachungsanordnung, 
um Bedenken im Zusammenhang mit der Fluchtgefahr für EU-Bürger:innen 
in grenzüberschreitenden Fällen anzusprechen und gleichzeitig die 
Notlage von ausländischen Staatsbürger:innen zu lindern. Zu diesem 
Zweck würden die Entwicklung und Bekanntmachung eines Handbuchs, 
die Veröffentlichung von Anwendungsbeispielen, die Förderung von 
Schulungsprogrammen und die Einrichtung einer Anlaufstelle zu einer 
besseren Umsetzung und täglichen Anwendung beitragen. Bemühungen 
zur Optimierung der Verfahren bei der grenzüberschreitenden Überprüfung 
des Status und der Herkunft von Personen könnten Bedenken hinsichtlich 
der Vollstreckbarkeit von Gerichtsentscheidungen in der gesamten EU 
ausräumen. 

•	

5.2.  Nationale Gesetzgebung 
Ungeachtet der unterschiedlichen Systeme, Praktiken und der Hervorhebung 
der Fluchtgefahr als Grund für die Untersuchungshaft gab es auf nationaler 
Ebene eine Reihe von Problemen und Trends, die sich durch die gesamte 
Studie zogen. Zunächst einmal gibt es keine eindeutige Definition des Begriffs 
„Fluchtgefahr“, sondern es handelt sich um einen weit gefassten Begriff, der eine 
Reihe verschiedener Situationen mit unterschiedlichen Stufen der Bedrohung 
oder des Risikos für das Verfahren umfasst. Damit wird bereits der Grundstein für 
eine uneinheitliche Praxis und Anwendung der Untersuchungshaft gelegt, nicht 
nur zwischen den Mitgliedstaaten, sondern auch innerhalb der Mitgliedstaaten. 
Es fehlt an konkreten statistischen Daten über die inhaftierten Personen auf 
nationaler Ebene. Auch die Situation ausländischer Staatsbürger:innen ist ein 
besonderes Problem, das im Bereich der Untersuchungshaft und der daraus 
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resultierenden diskriminierenden Praktiken auftritt. Aus diesem Grund schlägt 
die Studie folgende Empfehlungen auf nationaler Ebene vor: 

•	 Die Erstellung umfassender Statistiken und Daten über die Gründe und 
die Anwendung der Untersuchungshaft, einschließlich der Gründe für die 
Ablehnung alternativer Maßnahmen und die Gewährung von Kautionen 
zusätzlich zu der Zahl der in Untersuchungshaft sitzenden Personen. 

•	 Den Gerichten sollten Leitlinien für die Kriterien zur Beurteilung der 
Untersuchungshaft zur Verfügung gestellt werden, um eine einheitliche 
Anwendung des Rechts in Bezug auf die Untersuchungshaft sowie die 
Wahrung der Grundprinzipien, die der Untersuchungshaft zugrunde 
liegen, einschließlich der Untersuchungshaft als letztes Mittel und der 
Unschuldsvermutung, zu gewährleisten. 

•	 Die Sicherstellung der vollständigen Umsetzung von 
Verfahrensrechtsgarantien und -schutzmaßnahmen in der Praxis in 
allen Phasen des Strafverfahrens, von der ersten Festnahme einer bzw. 
eines Verdächtigen bis hin zum Ausgang des Verfahrens. Dazu gehören 
regelmäßige, automatische Überprüfungen der Untersuchungshaft. Zu 
diesem Zweck sollten alle Akteur:innen und Beteiligten, einschließlich 
der Polizei, der Strafvollzugsbeamt:innen, der Staatsanwaltschaft, der 
Verteidigung und der Mitglieder der Justiz, in Verfahrensrechten geschult 
werden. 

•	 Die Sicherstellung, dass Strafverfahren, bei denen eine Untersuchungshaft 
erforderlich ist, so schnell wie möglich abgewickelt werden, indem die 
Zahl der Richter:innen und Gerichtssäle für Strafverfahren erhöht wird. 

•	 Eine gesetzliche Verankerung des Rechts auf Entschädigung in Fällen, 
in denen eine Person eine lange Untersuchungshaft verbüßt und später 
freigesprochen oder zu einer Strafe ohne Freiheitsentzug verurteilt wird. 
Der Rechtsbehelf muss wirksam und erreichbar sein. 

•	 Die Einführung eines umfassenden Katalogs alternativer 
Präventivmaßnahmen zur Untersuchungshaft. Diese Maßnahmen 
sollten verstärkt auf neue technologische Lösungen setzen. In diesem 
Zusammenhang sollte die Einführung alternativer Maßnahmen in Form von 
Hausarrest (in zwei Formen - ohne elektronische Überwachung und mit 
elektronischer Überwachung) sowie durch eine dauerhaftere Überwachung 
des Wohnsitzes mittels GPS-Geräten und eine ständige Authentifizierung 
des Wohnsitzes in Betracht gezogen werden. 

•	 Die Streichung aller Kriterien aus der Gesetzgebung, die sich auf einen 
festen Wohnsitz beziehen und automatisch zu einer Inhaftierung aufgrund 
von Fluchtgefahr führen können.

•	 Die Sicherstellung, dass die Freilassung gegen Kaution, die mit der 
Hinterlegung eines Geldbetrags verbunden ist, nicht so hoch ist, dass sie 
für Angeklagte mit begrenzten Mitteln untragbar ist. 

5.3.  Richter:innen, Staatsanwält:innen und Verteidiger:innen
Für diejenigen, die an vorderster Front mit der Anwendung, Beurteilung und 
Widerlegung der Fluchtgefahr befasst sind, beziehen sich die Empfehlungen, die 
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sich aus der Forschungsarbeit ergeben, auf die kreative Anwendung alternativer 
Maßnahmen, um den Werten und Grundsätzen, die die Verfahrensrechte 
untermauern und den Verfahren der Untersuchungshaft zugrunde liegen, eine 
echte Bedeutung zu verleihen. Zu diesem Zweck lauten die Empfehlungen wie 
folgt:

•	 Richter:innen und Staatsanwält:innen sollten bei der Beurteilung der 
Fluchtgefahr von der Unschuldsvermutung ausgehen und Freiheit statt 
Untersuchungshaft anstreben.

•	 Die Anwendung supranationaler Leitlinien wie den Empfehlungen der 
Europäischen Kommission sowie den in der Rechtsprechung des EGMR 
festgelegten Standards in der Praxis.

•	 In Anbetracht der Komplexität der Faktoren, die zur Fluchtgefahr beitragen, 
soll eine eingehendere Auseinandersetzung mit den Besonderheiten 
des jeweiligen Falles gefördert werden, um eine gerechtere Anwendung 
der Untersuchungshaft zu erreichen. Dies erfordert eine stärkere 
Konzentration auf die Charakteristika der Person und die Umstände 
des Falles. Die Entscheidungsträger:innen sollten es vermeiden, sich auf 
ein vermeintliches oder hypothetisches Risiko einer Behinderung von 
Strafverfahren zu beziehen.  

•	 Regelmäßige Schulungen zu den Vorschriften für Untersuchungshaft, 
alternativen Maßnahmen und Kautionen für Justizbedienstete, die mit der 
Entscheidungsfindung in der Phase vor dem Verfahren betraut sind. 

•	 Die Strafverteidiger:innen sollten sich weiterhin bemühen, Elemente 
hervorzuheben, die die vermeintliche Fluchtgefahr ihrer Mandant:innen 
mindern. Durch eine aktive Darlegung umfassender Nachweise über 
die gesellschaftlichen Beziehungen der bzw. des Antragsteller:in, den 
Beschäftigungsstatus, die familiären Verpflichtungen oder etwaige 
Rehabilitationsbemühungen können sie Annahmen über die Fluchtgefahr 
wirksamer widerlegen. 

•	 Die Entwicklung spezieller Schulungen für Strafverteidiger:innen zur 
Sammlung und Darlegung solcher Nachweise könnte deren Fähigkeit 
verbessern, die Notwendigkeit der Inhaftierung zu widerlegen. Auf 
diese Weise spielen Strafverteidiger:innen eine entscheidende Rolle 
bei der Gewährleistung, dass die Rechte der bzw. des Angeklagten 
umfassend geschützt und bei der Entscheidungsfindung im Rahmen der 
Untersuchungshaft berücksichtigt werden. 

•	 Die Durchführung spezifischer Schulungen zum Einsatz alternativer 
Maßnahmen, insbesondere zur Anwendung der Europäischen 
Überwachungsanordnung.
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